
Sehr geehrte Damen und Herren,

sehr geehrte Frau Malzahn,

anbiei sende ich Ihnen die Antworten auf Ihren Wahlprüfstein. Über Hinweise der weiteren 
Verwendung würde ich mich sehr freuen.

Weitere Informationen finden Sie auch in unserem grünen Wahlprogramm unter 
https://www.gruene.de/artikel/wahlprogramm-zur-bundestagswahl-2021

Mit freundlichen Grüßen

Boris Mijatovic

Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl 2021

1. Deutschland gehört zu den fünf größten Rüstungsexporteuren der Welt. Die 
Bundesregierung genehmigte milliardenschwere Waffenlieferungen, die u.a. in Staaten 

gingen die Kriege führten, Menschenrechte verletzten oder in Krisengebieten lagen. 
Beispielsweise erhielten im Jemen kriegsführende Staaten Rüstungsgüter aus Deutschland, 
obwohl das im Koalitionsvertrag untersagt wurde.

 Werden Sie sich für ein restriktives Rüstungskontrollgesetz einsetzen, das Rüstungsexporte aus 
Deutschland generell verbietet?

Exporte von Waffen und Rüstungsgütern an Diktaturen, menschenrechtsverachtende Regime und in 
Kriegsgebiete verbieten sich, Kooperationen mit dem Sicherheitssektor anderer Staaten müssen an 
die Einhaltung demokratischer, rechtsstaatlicher und menschenrechtlicher Kriterien geknüpft 
werden. Für Deutschland werden wir ein Rüstungsexportkontrollgesetz vorlegen, ein 
Verbandsklagerecht bei Verstößen gegen das neue Gesetz einführen und für eine wirksame 
Endverbleibskontrolle sorgen. Hermesbürgschaften für Rüstungsexporte darf es nicht geben. Den 
Einsatz von Sicherheitsfirmen in internationalen Konflikten wollen wir GRÜNE streng regulieren 
und private Militärfirmen verbieten.

 Wenn Rüstungskonzerne ihre Produktion durch technische Unterstützung im Ausland, 
Lizenzvergabe oder Unternehmensbeteiligungen an ausländischen Firmen internationalisieren, 
werden deutsche Regularien umgangen. Was tun Sie dagegen?

Siehe Antwort auf die vorige Frage.

 Wird sich Ihre Partei auf europäischer Ebene für ein Verbot von Rüstungsexporten einsetzen?

Für die Reduktion von europäischen Rüstungsexporten wollen wir GRÜNE eine gemeinsame 
restriktive Rüstungsexportkontrolle der EU mit einklagbaren strengen Regeln und 
Sanktionsmöglichkeiten.

2. Im Januar 2021 ist der UN-Atomwaffenverbotsvertrag in Kraft getreten. Die überwiegende 

Mehrheit der Bevölkerung in Deutschland spricht sich dafür aus, dass die Bundesregierung 

den Atomwaffenverbotsvertrag unterzeichnet. (Meinungsumfrage Kantar (1).  Dies würde 
bedeuten, dass alle US-amerikanischen Atombomben aus Deutschland abgezogen werden 
müssten.

 Wird sich Ihre Partei für die Unterzeichnung und Ratifizierung des Atomwaffenverbotsvertrages 
einsetzen?

mailto:info@boris-mijatovic.de
https://www.gruene.de/artikel/wahlprogramm-zur-bundestagswahl-2021


Ja. Wir GRÜNE wollen ein Deutschland frei von Atomwaffen und einen Beitritt Deutschlands 
zum VN-Atomwaffenverbotsvertrag. Eine Welt ohne Atomwaffen gibt es nur über 
Zwischenschritte. Als ersten Schritt sollte Deutschland als Beobachter an der 
Vertragsstaatenkonferenz teilnehmen. Darüber hinaus wollen wir in der kommenden 
Legislaturperiode folgende Prozesse initiieren: eine internationale Initiative zur Reduzierung der 
Zahl von Atomwaffen, einen Verzicht der NATO auf jeden Erstschlag und eine breite öffentliche 
Debatte über die veralteten Abschreckungsdoktrinen des Kalten Krieges. Wir wissen, dass dafür – 
auch angesichts der russischen konventionellen und nuklearen Aufrüstung – zahlreiche Gespräche 
im Bündnis notwendig sind, auch mit unseren europäischen Partnerstaaten, und vor allem die 
Stärkung der Sicherheit und Rückversicherung unserer polnischen und baltischen 
Bündnispartner*innen.

 Ist der Abzug der in Büchel stationierten US-Atomwaffen, wie vom Bundestag im Jahr 2010 
beschlossen, für Ihre Partei ein erstrebenswertes Ziel?

Ja, siehe Antwort auf vorige Frage.

 Werden Sie sich dafür einsetzen, dass keine neuen Atomwaffen-Trägerflugzeuge für die 
Bundeswehr beschafft werden?

Ja, siehe Antwort auf vorige Frage.

3. Die Bundeswehr befindet sich mit über. 3000 Soldaten und Soldatinnen in 
etlichen Auslandseinsätzen. (2) Politik mit militärischen Mitteln bringt keine dauerhaften 
friedlichen und demokratischen Lösungen und keine Lebensperspektiven. Das Gegenteil ist 
der Fall. Am Beispiel Afghanistan zeigt sich das deutlich: 2,6 Millionen Afghaninnen und Afghanen flohen 
ins Ausland, 1,2 Mio. Menschen sind innerhalb Afghanistans auf der Flucht. Die Zahl ziviler Opfer 
wird auf mehrere Hunderttausend geschätzt. Das vermeintliche Ziel wurde verfehlt: Die 

Gegner der afghanischen Regierung und der NATO, die Taliban, wurden nicht schwächer sondern 
stärker.

 Was wird Ihre Partei tun, um von der Politik der militärischen Interventionen und Kampfeinsätzen 
abzurücken?

Unsere Außen- und Sicherheitspolitik zielt darauf, Konflikte zu verhindern, und setzt deshalb auf 
Vorausschau gemäß der VN-Agenda für nachhaltige Entwicklung. Deutschland soll bei der 
politischen Entschärfung von Konflikten und in der zivilen Konfliktbearbeitung auf globaler Ebene 
eine treibende Kraft werden. Wir ergänzen den traditionellen Sicherheitsbegriff um die menschliche
Sicherheit und rücken damit die Bedürfnisse von Menschen in den Fokus. 

 Was tut Ihre Partei, um das übergeordnete Gewaltverbot der UN in Art. 2 Nr. 4 der Charta der 
Vereinten Nationen, das allen Mitgliedsstaaten die Anwendung militärischer Gewalt verbietet, 
durchzusetzen?

Es ist wichtig, frühzeitig auf Konflikte einzuwirken und zu verhindern, dass sie zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen eskalieren. Uns leitet das Konzept der „Responsibility to Prepare, Protect 
and Rebuild“ (R2P) der Vereinten Nationen, das die Staatengemeinschaft verpflichtet, Menschen 
vor schwersten Menschenrechtsverletzungen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit sowie 
Völkermord zu schützen. Die Staaten sind gleichermaßen verpflichtet, ihre Instrumente für 
Prävention, Krisenreaktion und Nachsorge bzw. Wiederaufbau kriegszerstörter Gesellschaften 
auszubauen.

 Was möchte Ihre Partei konkret gegen Kriegsursachen, wie Armut, Klimawandel und 
Ausbeutungsverhältnisse, tun?



Die zentralen Herausforderungen unserer Zeit sind global: Pandemien, die Klima- und 
Biodiversitätskrise, Hunger, Urbanisierung, Ressourcenverbrauch, Flucht und Migration sowie die 
ökologisch-soziale Transformation von Leben und wirtschaftlichen Handeln als besondere Aufgabe.
Wir können diese Herausforderungen nur gemeinsam meistern. 

Jahrelang hat Deutschland in Europa und der Welt aber allenfalls moderiert, oft gezögert, ist 
abgetaucht. Es ist Zeit, wieder eine kooperative und aktive Politik zu betreiben und als gestaltende 
Kraft voranzugehen im Sinne einer multilateralen und vorsorgenden, einer kohärenten und 
wertegeleiteten Politik – stets europäisch und entlang einer verlässlichen deutsch-französischen 
Zusammenarbeit, mit unseren Partner*innen innerhalb und außerhalb Europas, transatlantisch und 
im Rahmen der Vereinten Nationen. 

Gestützt auf die Agenda der Vereinten Nationen für nachhaltige Entwicklung, das Pariser 
Klimaabkommen, internationale Menschenrechtsnormen und die rechtebasierte internationale 
Ordnung setzen wir uns für eine wirkungsorientierte globale Strukturpolitik ein, die den Schutz und 
die Bereitstellung globaler Gemeingüter, eine gerechte Verteilung von Ressourcen und Wohlstand 
sowie Entwicklungschancen für alle als beste Vorsorge gegen die Klima- und Biodiversitätskrise, 
Konflikte, Gewalt oder das unermessliche Leid von Hunger, Flucht und Vertreibung begreift.

 Welche zivilen Krisenpräventionsmaßnahmen sieht ihre Partei im Falle von Konflikten vor?

Den Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) und die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) gilt es zu stärken, einschließlich der Rolle des/der Hohen Vertreter*in. Die Leitlinien 
„Krisen verhindern, Konflikte bewältigen, Frieden fördern“ wollen wir um einen Aufbauplan mit 
zivilen Planzielen ergänzen und den Auswärtigen Dienst für dessen heutige Aufgaben fit machen. 
Die personellen und finanziellen Mittel für zivile Krisenprävention sollten gezielt erhöht und durch 
eine Reform des Zuwendungsrechts langfristig planbarer werden.

Wir GRÜNE wollen eine permanente und schnell einsatzbereite Reserve an EU-Mediator*innen 
und Expert*innen für Konfliktverhütung, Friedenskonsolidierung und Mediation aufbauen. Wir 
wollen mehr ressortgemeinsame Analysen, Krisenfrüherkennung und Projektplanung, eine engere 
Abstimmung mit internationalen Partner*innen sowie einen angemessen ausgestatteten Fonds 
„Krisenprävention, Konfliktbewältigung und Friedensförderung“. Wir möchten lokale 
zivilgesellschaftliche Konzepte und Akteur*innen in der Friedensförderung stärker unterstützen. 
Den Zivilen Friedensdienst (ZFD) wollen wir weiterentwickeln und bedarfsgerecht ausbauen, das 
Zentrum für Internationale Friedenseinsätze (ZIF) sowie die Friedens- und Konfliktforschung 
stärken. Das Stiftungskapital der Deutschen Stiftung Friedensforschung wollen wir erhöhen, den 
neu eingerichteten Fachbereich an der Deutschen Hochschule der Polizei und andere 
wissenschaftliche Einrichtungen insbesondere personell und durch Strategien der Entfristung 
stärker fördern. Auch die Erfolge und Chancen der zivilen Krisenprävention und 
Konfliktbearbeitung wollen wir der Bevölkerung durch mehr und zielgerichtete 
Öffentlichkeitsarbeit vermitteln.

4. Die Militärausgaben für die Bundesrepublik Deutschland betrugen im vergangenem Jahr 
51,5 Mrd. Euro (3), obwohl die NATO 15 mal mehr für Aufrüstung ausgibt als Russland und das
Geld dringend für andere Investitionen benötigt würde.

 Hält Ihre Partei am 2% Ziel des BIP für Militärausgaben fest, was zukünftig eine annähernde 
Verdoppelung des Rüstungsetats bedeuten würde? (4)

Nein, das lehnen wir ab; siehe Antwort zu NATO.



5. Die Weltkriegsgefahr ist gestiegen. Seit Ende des Kalten Krieges war die Gefahr, dass 
Atomwaffen wieder zum Einsatz kommen könnten nie so hoch wie heute.

 Was will Ihre Partei tun, um Spannungen mit Russland, China und dem Iran zu entschärfen?

Ich halte es für geboten, die genannten Staaten differenziert zu betrachten:

China ist Europas Wettbewerber, Partner, systemischer Rivale. Wir verlangen von China ein Ende 
seiner eklatanten Menschenrechtsverletzungen, etwa in Xinjiang und Tibet und zunehmend auch in 
Hongkong. Es braucht auch einen konstruktiven Dialog mit China, der dort eine Kooperation sucht, 
wo es zu konstruktiver Zusammenarbeit bereit ist, und klare Gegenstrategien bereithält, wo China 
systematisch versucht, internationale Standards zu schwächen. Insbesondere in der Klimapolitik 
streben wir gemeinsame politische, wirtschaftliche und technologische Anstrengungen sowie eine 
Einhaltung von nachhaltigen Produktionsstandards und einen transparenten Fahrplan zur 
Bekämpfung der Klimakrise, beispielsweise durch einen Kohleausstieg, in China an. Kooperation 
mit China darf nicht zu Lasten von Drittstaaten oder von Menschen- und Bürger*innenrechten 
gehen.

Wir halten uns an die „Ein-China-Politik“ der Europäischen Union und betonen, dass die 
Vereinigung mit Taiwan nicht gegen den Willen der Bevölkerung Taiwans erzwungen werden darf. 
Gleichzeitig wollen wir den politischen Austausch mit Taiwan ausbauen. 

Unsere Handelsbeziehungen mit China wollen wir nutzen, um fairen Marktzugang für ausländische 
Investitionen, Rechtssicherheit und gleiche Wettbewerbsbedingungen einzufordern. Wir erwarten, 
dass China die entscheidenden Kernnormen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) ratifiziert
und jede Form von Zwangsarbeit beendet. Das EU-Lieferkettengesetz muss angesichts der 
Menschenrechtsverletzungen – etwa in Xinjiang, Waren aus Zwangsarbeit den Zugang zum 
Binnenmarkt ebenso verwehren, wie es Unternehmen für ihre Produkte in Haftung nimmt. 

Deutschland sollte sich außerdem für eine Fact-Finding-Mission zu Xinjiang im Rahmen des VN-
Menschenrechtsrats einsetzen und die Unterdrückung der Uigur*innen als Völkerstraftaten 
bezeichnen. 

Dem europäisch-chinesischen Investitionsabkommen CAI können wir in seiner jetzigen Form nicht 
zustimmen. Wir werden an einer engen europäischen und transatlantischen Koordinierung 
gegenüber China arbeiten.

Russland hat sich zunehmend in einen autoritären Staat gewandelt, dessen Außenpolitik durch 
militärische und hybride Mittel immer offensiver Demokratie, Stabilität und Frieden in der EU und 
in der gemeinsamen Nachbarschaft gefährdet. Gleichzeitig erstarkt die Demokratiebewegung in 
Russland. Die mutige Zivilgesellschaft, die der immer härteren Repression durch den Kreml die 
Stirn bietet und für Menschenrechte, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und sexuelle 
Selbstbestimmung kämpft, wollen wir unterstützen und den kulturellen, politischen und 
wissenschaftlichen Austausch mit ihr intensivieren. 

Für eine Lockerung der Sanktionen, die wegen der völkerrechtswidrigen Annexion der Krim und 
des militärischen Vorgehens in der Ukraine gegen Russland verhängt wurden, hat die EU klare 
Bedingungen formuliert. An diesen werden wir festhalten und die Sanktionen bei Bedarf 
verschärfen. 



Wir verlangen, dass die russische Regierung ihre Zusagen aus dem Minsker Abkommen umsetzt. 

Das PipelineProjekt Nord Stream 2 trägt nicht zum Klimaschutz bei, richtet sich gezielt gegen die 
energie- und geostrategischen Interessen der Europäischen Union, gefährdet die Stabilität der 
Ukraine und muss daher gestoppt werden. 

Es braucht außerdem einen konstruktiven Klima-Dialog mit Russland, wobei bei einzelnen 
Schritten die Menschenrechte geschützt werden müssen.

Iran

Eine Vermittlung zur Verständigung zwischen dem Iran und den arabischen Golfstaaten gehört 
ebenso zu den Aufgaben europäischer Außenpolitik wie Bemühungen zur Mediation von offenen 
Konflikten, zum Beispiel in Syrien, Libyen und Jemen, sowie die Verhinderung von Staatszerfall, 
Korruption, sozialen Verwerfungen und Vertreibungen in der gesamten Region. Durch die 
Bewahrung und das Wiederaufleben des Atom-Abkommens mit dem Iran (JCPOA) kann ein 
nukleares Wettrüsten im Nahen Osten verhindert werden.

 Was hält Ihre Partei von einem Austritt aus der NATO?

Nichts. Die NATO leidet unter divergierenden sicherheitspolitischen Interessen innerhalb der 
Allianz bis hin zu zwischenstaatlichen Konflikten. Ihr fehlt in dieser tiefen Krise eine klare 
strategische Perspektive. Trotzdem bleibt sie aus europäischer Sicht neben der EU eine 
unverzichtbare Akteurin, die die gemeinsame Sicherheit Europas garantieren kann und die als 
Staatenbündnis einer Renationalisierung von Sicherheitspolitik entgegenwirkt. 

Wir werden uns im Rahmen des laufenden Strategieprozesses für eine Neuaufstellung der NATO 
und darauf aufbauend eine Debatte über eine faire Lastenverteilung und eine ausgewogene 
Beteiligung der Mitgliedstaaten einsetzen, um strategische Interessen auf Grundlage von 
europäischen Werten wie Multilateralismus, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gemeinsam zu 
entwickeln und geschlossener und überzeugender zu vertreten. 

Das nicht auf Fähigkeiten und Befähigung ausgerichtete NATO-2-Prozent-Ziel gibt darauf keine 
Antwort und wir lehnen es deshalb ab. Wir setzen uns für eine neue Zielbestimmung ein, die nicht 
abstrakt, national und statisch ist, sondern von den gemeinsamen Aufgaben ausgeht, und werden mit
den NATO-Partnern darüber das Gespräch suchen. Dazu zählt auch eine stärkere militärische 
Zusammenarbeit und Koordinierung innerhalb der EU und mit den europäischen NATO-Partnern 
wie Großbritannien und Norwegen.

6. Die Diskussion über die Bewaffnung von Drohnen ist nach wie vor nicht abgeschlossen, das 
betrifft sowohl die israelische HERON TP als Übergangslösung, als auch 21 sogenannte 
Eurodrohnen, die nach der Heron TP angeschafft werden sollen.

 Ist Ihre Partei für die Bewaffnung von Drohnen?

 Was tun Sie um die Bewaffnung zu verhindern?

Bewaffnete Drohnen wurden und werden vielfach auch von unseren Bündnispartnern für 
extralegale Tötungen und andere völkerrechtswidrige Taten eingesetzt. Ein solcher Einsatz ist für 
uns GRÜNE undenkbar und mit dem deutschen Verfassungs- und Wehrrecht nicht vereinbar. 
Gleichzeitig erkennen wir an, dass diese Systeme Soldat*innen in gewissen Situationen besser 
schützen können. Deshalb muss klargemacht werden, für welche Einsatzszenarien der Bundeswehr 



die bewaffneten Drohnen überhaupt eingesetzt werden sollen, bevor über ihre Beschaffung 
entschieden werden kann. Auch technische Herausforderungen wie mögliche Hackability müssen in
der Gesamtabwägung eine wichtige Rolle spielen.

7. Neue Waffensysteme wie das FCAS (Future Combat Air System oder „System der Systeme“)
dürfen nach Meinung der Friedensbewegung nicht entwickelt werden. Es handelt sich hierbei 
um Tarnkappenbomber, die atomar bestückt werden können und von autonom agierenden, 
bewaffneten Drohnenschwärmen begleitet werden sollen.

 Was tut Ihre Partei, um derartige Projekte zu verhindern?

Wir wollen autonome tödliche Waffensysteme international ächten. Autonome tödliche 
Waffensysteme, die keiner wirksamen Steuerung mehr durch den Menschen bei Auswahl und 
Bekämpfung von Zielen unterliegen, stellen eine unberechenbare Bedrohung dar. Im Sinne von 
Frieden und Stabilität wollen wir Autonomie in Waffensystemen international verbindlich 
regulieren und Anwendungen, die gegen ethische und völkerrechtliche Grundsätze verstoßen, 
international verbindlich ächten und verbieten. Das gilt auch für digitale Waffen wie Angriffs- und 
Spionagesoftware. Hierbei müssen Deutschland und die EU eine globale Führungsrolle einnehmen. 
Um eine Militarisierung des Weltraumes zu verhindern, wollen wir weiterentwickelte, international 
verbindliche Regeln auf den Weg bringen.

8. Militär gehört zu den größten Klimakillern.

 Hat Ihre Partei hierfür eine Lösung?

Die öffentliche Beschaffung richten wir konsequent auf die ressourcenschonendsten und sozial
verträglichsten Produkte und Dienstleistungen aus. Das gilt selbstverständlich auch für die 
Bundeswehr.


